
 
 
 
 

 Ortsbürgergemeinde 
 Oberrohrdorf-Staretschwil 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

Einladung 
 

zur 
 

Ortsbürgergemeindeversammlung 
 
 
 
 
 

Dienstag, 1. Juni 2021 
 
 

19.00 Uhr 
 
 

Waldhütte Staretschwil 
 
 
 

Bitte die zum Zeitpunkt der Versammlung geltenden  
Coronabestimmungen von Bund und Kanton beachten! 
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Allgemeine Hinweise 
 
 
Aktenauflage 
Die Unterlagen zu den einzelnen Traktanden sowie das Stimmregister können ab 
dem 17. Mai 2021 bis zur Versammlung während der ordentlichen Büroöffnungs-
zeit auf der Gemeindekanzlei eingesehen werden. 
 
 
Stimmrechtsausweis 
Das Kuvert, mit dem die Versammlungsunterlagen verschickt werden, dient gleich-
zeitig als Stimmrechtsausweis. Das Kuvert ist mitzubringen und den Stimmenzäh-
lern abzugeben. 
 
 
Personenbezeichnungen 
Die in diesem Traktandenbericht verwendeten Personenbezeichnungen beziehen 
sich auf beide Geschlechter. 
 
 
Nachtessen 
Im Anschluss an die Versammlung wird den Anwesenden ein kleines Nachtessen 
offeriert, jedoch nur, falls die Corona-Bestimmungen dies zulassen! 
 
 
Situation Corona-Pandemie 
Aufgrund der Corona-Pandemie gelten spezielle gesetzliche Vorgaben für das 
Durchführen der Gemeindeversammlung. Zum Zeitpunkt des Broschürendrucks 
sind diese für den 1. Juni 2021 jedoch noch nicht festgelegt. In diesem Sinn blei-
ben die Auflagen zum Zeitpunkt der Gemeindeversammlung vorbehalten. 
 
 
Traktandenliste 
 
 

• Appell Seite 
 
1. Protokoll der Ortsbürgergemeindeversammlung vom 16. Dezember 2020 3 
 
2. Rechenschaftsbericht 2020 3 
 
3. Jahresrechnung 2020 4 – 19 
 
4. Verschiedenes  
 
  



 3 

Traktandum 1 
 
 

Protokoll der Ortsbürgergemeindeversammlung vom 16. De-
zember 2020 
 
 
Das Protokoll der Ortsbürgergemeindeversammlung vom 16. Dezember 2020 wird 
den stimmberechtigten Ortsbürgerinnen und Ortsbürgern zusammen mit der Ein-
ladung zugestellt.  
 
 
Antrag 
Der Ortsbürgergemeindeversammlung wird beantragt, das Protokoll der Ortsbür-
gergemeindeversammlung vom 16. Dezember 2020 zu genehmigen.  
 
 
 
 
 

Traktandum 2 
 
 

Rechenschaftsbericht 2020 
 
Der Ortsbürgergemeindeversammlung obliegt die Entgegennahme des Rechen-
schaftsberichtes und die Beschlussfassung darüber (§ 7 Abs. 2 lit. b Ortsbürger-
gesetz). Da die Vorschriften des Gemeindegesetzes grundsätzlich auch für die 
Ortsbürgergemeinden gelten, hat der Gemeinderat gemäss § 37 Abs. 2 lit. c Ge-
meindegesetz die Pflicht, alljährlich einen Rechenschaftsbericht über die Gemein-
deverwaltung zu Handen der Gemeindeversammlung zu erstellen. Der Rechen-
schaftsbericht für die Einwohner- wie auch die Ortsbürgergemeinde wurde wie üb-
lich in schriftlicher Form erstellt, wird aber aus Kostengründen nicht zugestellt. Er 
kann während der Aktenauflage auf der Gemeindekanzlei bezogen, bestellt (Tel. 
056 485 77 00) oder auf dem Internet unter www.oberrohrdorf.ch ("Online-Schal-
ter" / "Rechenschaftsbericht") abgerufen werden. 
 
 
Antrag 
Der Ortsbürgergemeindeversammlung wird beantragt, den Rechenschaftsbericht 
2020 zu genehmigen. 
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Traktandum 3 
 
 

Jahresrechnung 2020 
 
 
I. Allgemeines 
 
Die Gesamtrechnung der Ortsbürgergemeinde schliesst mit Aufwendungen und 
Erträgen von je Fr. 37'558.30 (Budget Fr. 44'900.–) ab. Der Aufwandüberschuss 
beträgt Fr. 7'154.30 (Budget Fr. 9'200.–). 
 
Corona-Bedingt konnten die beiden Waldhütten nicht so oft vermietet werden wie 
üblicherweise. Dies wirkte sich entsprechend auf die Lohnkosten sowie auf die 
Mietzinseinnahmen aus. Ausserdem wurde im Jahr 2020 nur eine statt zwei Orts-
bürgergemeindeversammlungen abgehalten. Das etwas bessere Ergebnis ist 
dank den geringeren Wegunterhaltskosten entstanden. 
 
 
II. Erfolgsrechnung 
 
 
0 Allgemeine Verwaltung 
 
 

0110  Legislative 
 
3102.00 Drucksachen, Publikationen 

3170.00 Reisekosten und Spesen 

Da nur eine Ortsbürgergemeindeversammlung abgehalten werden konnte, redu-
zierten sich die entsprechenden Kosten.  
 
 
0220  Allgemeine Verwaltung 
 
3000.00 Sitzungsgelder 

Die Ortsbürgerkommission hat nur eine Sitzung abgehalten. 
 
3099.00 Übriger Personalaufwand 

Der budgetierte Betrag für Abschiedsgeschenke wurde nicht benötigt. 
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0290  Verwaltungsliegenschaften, übriges 
 

3050.00 AG-Beiträge AHV, IV, EO, AlV, Verwaltungskosten 

3054.00  Beiträge an Familienausgleichskasse 

Da die beiden Hüttenwartinnen bereits im Pensionsalter sind, mussten keine Ar-
beitgeberbeiträge an die AHV mehr geleistet werden. 
 
3101.00 Betriebs- und Verbrauchsmaterial 

Die Waldhütten wurden infolge Corona weniger oft vermietet, daher reduzierte sich 
ebenfalls das benötigte Betriebs- und Verbrauchsmaterial. 
 
3143.00 Unterhalt Tiefbauten 

Die Wassermenge der Quellwasserfassung bei der Waldhütte Staretschwil war in 
letzter Zeit stark rückläufig. Es zeigte sich, dass die Leitungen dringend gespült 
und von Verwurzelungen befreit werden mussten. Nachdem im Frühjahr bereits 
ein Bauunternehmer im Auftrag der Einwohnergemeinde im Gebiet Ramsig tätig 
war, wurden diese Arbeiten ebenfalls ausgeführt. Dadurch fielen die Kosten ins-
gesamt wesentlich tiefer aus, da entsprechend Synergien genutzt werden konn-
ten. Der Eingriff zeigte Wirkung, das Wasser läuft wieder besser. 
 
3144.00 Unterhalt Hochbauten 

Es sind ausserordentliche Unterhaltskosten an der Waldhütte Staretschwil ange-
fallen. So mussten zwei defekte WC-Spülkästen ersetzt werden. Weiter sind Män-
gel an den Elektroanlagen aufgrund der Sicherheitskontrolle behoben worden. 
Trotzdem blieben die Kosten insgesamt unter dem Budgetrahmen. 
 
 
8 Forstwirtschaft 
 
 
8200 Forstwirtschaft 
 
3132.00 Honorare externe Berater, Gutachter, Fachexperten usw. 

Die Kosten für den neuen Betriebsplan fielen höher aus als budgetiert. Die Mehr-
kosten wurden je hälftig auf die beteiligten Ortsbürgergemeinden sowie auf das 
Forstrevier Heitersberg aufgeteilt. 
 
3141.00 Unterhalt Strassen und Verkehrswege 

Der Unterhalt der Waldwege wird gemäss Finanzplan des Försters ausgeführt. Die 
Kosten sind tiefer ausgefallen als angenommen. 
 
3101.00 Betriebs- und Verbrauchsmaterial 

4250.00 Verkauf Christbäume 

Aus dem Christbaum-Verkauf resultiert ein Bruttogewinn von Fr. 297.45. 
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9 Finanzen und Steuern 
 
 

9990  Abschluss 
 

9001.00 Aufwandüberschuss 

Der Aufwandüberschuss der Ortsbürgerrechnung fiel mit Fr. 7'154.30 (Budget 
Fr. 9'200.–) etwas geringer aus. Dieses Defizit wurde über das Eigenkapital aus-
geglichen.  
 
 
 
III.  Bilanz 
 
Die Bilanz schliesst per 31. Dezember 2020 mit Aktiven und Passiven von je 
Fr. 1'619'182.56 ausgeglichen ab. Die Bilanzsumme beträgt gegenüber dem Jahresan-
fang rund Fr. 15'900.– weniger. 

 
 
Aktiven 
 
10  Finanzvermögen 
 
100 Flüssige Mittel und kurzfristige Geldanlagen 

Die flüssigen Mittel haben sich zwischen Anfangs- und Schlussbestand um rund 
Fr  15'200.– vermindert. 
 
 
14  Verwaltungsvermögen 
 
140 Sachanlagen Verwaltungsvermögen 

Der Vermögenswert der Hochbauten reduzierte sich um die gesetzlichen Abschreibun-
gen für die Investitionen an der Waldhütte Oberrohrdorf. 

 
 
Passiven 
 
20  Fremdkapital 
 
200 Laufende Verbindlichkeiten 

Die Ausstände der Kreditoren sind gegenüber anfangs Jahr um rund Fr. 9'100.– 
tiefer. 
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29  Eigenkapital 
 
299 Bilanzüberschuss 

Aufgrund einer Weisung der "Finanzaufsicht Gemeinden" aus dem Jahr 2017 
musste die Aufwertungsreserve "allgemeiner Haushalt" im Betrag von Fr. 8'731.50 
ins Eigenkapital überführt werden, da keine Entnahmen zur Kompensation von 
Mehrabschreibungen notwendig sind. Die Aufwertungsreserve der Grundstücke 
ist davon nicht betroffen. 
 
 
 
Antrag 
Der Ortsbürgergemeindeversammlung wird beantragt, die Jahresrechnung 2020 
zu genehmigen. 
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Die Rechte der Stimmberechtigten 
 

 
Initiativrecht 
 
Durch begründetes, schriftliches Begehren kann ein Zehntel der Stimmberechtigten die 
Behandlung eines Gegenstandes an der Versammlung verlangen. Gleichzeitig kann die 
Einberufung einer ausserordentlichen Versammlung verlangt werden (§ 22 Abs. 2 Ge-
meindegesetz). Die Unterschriftenlisten können zusammen mit einem Merkblatt auf der 
Gemeindekanzlei bezogen werden (bitte telefonisch voranmelden). 
 
 
Anspruch auf rechtzeitiges Aufbieten 
 
Spätestens 14 Tage vor der Gemeindeversammlung sind die Stimmberechtigten vom 
Gemeinderat durch Zustellung der Stimmrechtsausweise und der Traktandenliste mit den 
Anträgen und allfälligen Erläuterungen aufzubieten. Die Akten sind öffentlich aufzulegen 
(§ 23 Abs. 1 Gemeindegesetz). 
 
 
Antragsrecht 
 
Jeder Stimmberechtigte hat das Recht, zu den in der Traktandenliste aufgeführten Sach-
geschäften Anträge zur Geschäftsordnung und zur Sache zu stellen (§ 27 Abs. 1 Ge-
meindegesetz). Für das Aufstellen der Traktandenliste ist der Gemeinderat zuständig. 
Anträge zur Geschäftsordnung sind formelle Anträge (z.B. Rückweisungsantrag); An-
träge zur Sache sind solche materieller Natur (z.B. Änderungs- bzw. Ergänzungsantrag). 
 
 
Recht auf Durchführung einer geheimen Abstimmung 
 
Ein Viertel der in der Versammlung anwesenden Stimmberechtigten kann eine geheime 
Abstimmung verlangen (§ 27 Abs. 2 Gemeindegesetz).  
 
 
Vorschlagsrecht 
 
Jeder Stimmberechtigte ist befugt, der Versammlung die Überweisung eines neuen Ge-
genstandes an den Gemeinderat zum Bericht und Antrag vorzuschlagen. Das beantragte 
Geschäft muss jedoch in der Zuständigkeit der Gemeindeversammlung liegen. Stimmt 
die Versammlung einem solchen Antrag (Überweisungsantrag) zu, hat der Gemeinderat 
den betreffenden Gegenstand zu prüfen und auf die Traktandenliste der nächsten Ver-
sammlung zu setzen. Ist dies nicht möglich, so sind der Versammlung die Gründe darzu-
legen (§ 28 Gemeindegesetz). Diese Antragstellung hat unter dem Traktandum "Ver-
schiedenes" zu erfolgen. 
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Anfragerecht 
 
Jeder Stimmberechtigte kann zur Tätigkeit der Gemeindebehörden und der Verwaltung 
Anfragen stellen. Diese sind sofort oder an der nächsten Versammlung zu beantworten. 
Daran kann sich eine allgemeine Aussprache anschliessen (§ 29 Gemeindegesetz). Das 
Anfragerecht wird unter dem Traktandum "Verschiedenes" ausgeübt. 
 
Abschliessende Beschlussfassung 
 
Die Gemeindeversammlung entscheidet über die zur Behandlung stehenden Sachge-
schäfte abschliessend, wenn die beschliessende Mehrheit wenigstens einen Fünftel der 
Stimmberechtigten ausmacht (§ 30 Gemeindegesetz). 
 
 
Publikation der Versammlungsbeschlüsse 
 
Alle Beschlüsse der Ortsbürgergemeindeversammlung sind ohne Verzug zu veröffentli-
chen (§ 26 Abs. 2 Gemeindegesetz). Die Veröffentlichung erfolgt im Amtsblatt des Kan-
tons Aargau und in der Berg-Post.  
 
 
Fakultatives Referendum 
 
Nicht abschliessend gefasste positive und negative Beschlüsse der Gemeindeversamm-
lung sind der Urnenabstimmung zu unterstellen, wenn dies von einem Zehntel der Stimm-
berechtigten innert dreissig Tagen, gerechnet ab Veröffentlichung, schriftlich verlangt 
wird (§ 9 Abs. 1 Ortsbürgergesetz). Unterschriftenlisten können zusammen mit einem 
Merkblatt auf der Gemeindekanzlei bezogen werden. Davon ausgenommen sind Be-
schlüsse formeller Natur (Rückweisung eines Geschäftes). 
 
 
Urnenabstimmung/Referendumsabstimmung 
 
Ist gegenüber einem Versammlungsbeschluss das Referendum zustande gekommen, so 
entscheidet die Gesamtheit der Stimmberechtigten an der Urne (§ 33 Abs. 1 Gemeinde-
gesetz). Der Urnenabstimmung unterliegt in allen Fällen (obligatorisches Referendum) 
der Zusammenschluss einer Ortsbürgergemeinde mit der entsprechenden Einwohnerge-
meinde (§ 9 Abs. 2 Ortsbürgergesetz). 
 
 
Beschwerdemöglichkeiten 
Mit der Stimmrechtsbeschwerde (§ 65 Gesetz über die politischen Rechte GPR) kann die 
Verletzung des Stimmrechts, mit der Wahl- und Abstimmungsbeschwerde (§ 66 GPR) 
können Unregelmässigkeiten bei der Vorbereitung oder Durchführung einer Wahl oder 
Abstimmung oder bei der Ermittlung eines Wahl- oder Abstimmungsergebnisses geltend 
gemacht werden. Die Beschwerden sind innert 3 Tagen seit der Entdeckung des Be-
schwerdegrundes, spätestens aber am dritten Tage nach der Veröffentlichung des Er-
gebnisses beim Regierungsrat einzureichen. Allgemein verbindliche Erlasse, die nicht in 
persönliche Verhältnisse eingreifen, können innert 10 Tagen seit Veröffentlichung mit Ge-
meindebeschwerde beim Regierungsrat angefochten werden. 
 


